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ENTWICKLUNGSTENDENZEN DES RECHTS IN DER 
MODERNEN GESELLSCH.AFT 

Die moderne Gesellschaft versteht sich als Krisen- und über­
gangsgesellschaft. Nicht nur die sog. Entwicklungslander, 
auch die Industrienationen westlicher und ostlicher Pragung 
befinden sich in Wandlungsprozessen, deren Dynamik durch 
die sich überstürzenden Fortschritte von Technik und Wis­
senschaft in standiger Zunahme begriffen ist. Dementspre­
chend befindet sich auch das Ordnqngsgefüge dieser Ge­
genwartsgesellschaft im Umbruch, und zwar in einem Inter­
ferenzstadium, in dem alte Ordnungsvorstellungen mit neuen 
ringen, die in dem jeweiligen, pluralistisch agierenden Ge­
sellschaftsintegrat postuliert und durchgesetzt werden. Auch 
im Recht -einem der wichtigsten gesellschaftlichen Ord­
nungssysteme- ist ein wandlungsproze.B zu beobachten, 
dessen Ergebnisse zwar jetzt noch nicht eindeutig bestimmbar 
sind, bei dem sich aber bestimmte Entwicklungstendenzen 
ablesen lassen. Die folgende Darstellung, die die Rechtsord­
nung der Bundesrepublik Deutschland in den Vordergrund 
stellt, wird sechs derartige Entwicklungstendenzen des 
Rechts aufzeigen, die mehr oder weniger miteinander zu­
sammenhangen und ineinander verwoben sind. Sie charak­
terisieren den gegerrwartigen Rechtszustand als eine Gemen­
gelage überkommener und sich neu entwickelnder Rechts­
strukturen, die zu Spannungen führen. Diese Spannungen 
machen sich zuweilen mit derartiger Heftigkeit bemerkbar, 
daB von einer "Krise des Rechts" gesprochen wird. 
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l. Die Tendenz zur Rationalisierung de.s Rechts. 

In seinen dem Recht gewidmeten Ausführungen van "Wirt­
schaft und Gesellschaft" hat Max Weber die These van der 
zunehmenden Rationalitat des Rechts aufgestellt: "Die allge­
meine Entwicklung des Rechts und des Rechtsgangs führt, 
in t1heor,etische Entwicklungsstufen gegliedert, von der cha­
rismatischen Rechtsoffenbarung durch Rechtspropheten zur 
empirischen Rechtsschopfung und Rech~sfindung durch Rechts­
honoratioren (Kautelar~ und Prajudizienrechtsschopfung), 
weiter zur Rechtsoktroyierung durch weltliches Imperium und 
theokratische Gewalten und endlich zur sy~tematischen Rechts­
satzung und zur faohma,Bigen, aufgrund literari,scher und 
formal logischer Schulung sich vollziehender Rechtspflege 
durch Rechtsgebildete (Fachjuristen). Die formalen Qualita­
ten des Rechts entwickeln sich dabei aus einer Kombination 
van magisch bedingtem Formalismus und offenbarungsma.Big 
bedingter Irrationalitat im primitiven Rechtsgang, eventuell 
über den Umweg theokratisch oder patrimonial bedingter ma­
terialer und unformaler Zweckrationalita,t, zu zunehmend 
fachma.Big jurístischer, also logischer Rationalitat und Syste­
matik und damit zu einer zunehmend logischen Sublimierung 
und deduktiven Strenge des Rechts und einer zunehmend 
rationalen Technik des Rechtsgangs". 

a) Diese Entwickungsthese van Weber wird durch das Recht 
der Gegenwart weithin bestatigt. Richtig daran ist jedenfalls 
die zunehmende Abkehr vom Irrationalen. Die Entscheidung 
eines Rechtsfalles wird nicht mehr intuitiv anhand konkreter 
ethischer, gefühlsma.Biger oder politischer Wertungen gefun­
den, wie es das Merkmal der sog. Kadijustiz war, sondern 
anhand abstrakter Regeln. Diese Regeln lassen sich in der 
Mehrzahl der Falle den geschriebenen Rechtsquellen entneh­
men. Aber auch im Sonderfall einer Rechtslücke hat der Ju­
rist nicht nach Gutdünken, sondern nach Kants kategorischem 
Imperativ zu entscheiden. Der berühmte Artikel 1 Abs. 2 des 
Sclrweizerischen Zivilgesetzbuches fafü dies in die Worte: 
"Kann dem Gesetze keine Vorschrift entnommen werden, so 
soll der Richter nach Gewohnheitsrecht und, wo auch ein sol-
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ches fehlt, nach der Regel entscheiden, die er als Gesetzgeber 
aufstellen würde". 

Die Technik des Fachjuristen, die für eine derart rationale 
Rechtsfindung entwickelt wurde, ist erlernbar. Der Erwerb 
entsprechender Fahigkeiten hat. nichts mit spezifisch nicht­
rationalen, z. B. charismatischen Begabungen zu tun. Auch 
der Rechtsgang, d. h. das Gerichtsverfahren, verzichtet auf 
verstandesma.Big nicht zu kontrollierende Mittel wie Orakel 
oder Gottesurteil. 

Selbst auf den ersten Blick wenig rational erscheinende Nor­
men entsprechen bei sozialpsychologischer Betrachtung bes­
timmten psychischen Bedürfnissen der Rechtsgemeinschaft. 
Der Wert einer rechtlichen Regelung wird heute nach ihrer 
instrumentalen Nützlichkeit beurteilt, d. h. nach ihrer Eig­
nung, bewu,Bt aufgestellte soziale Ziele zu erreichen, nicht 
mehr wie früher nach ihren formalen Qualitaten (Herkunft 
aus alter Zeit oder aus gottlicher Offenbarung). 

b) Soweit die Entwicklungsthese von Weber jedoch über 
diese Abkehr vom Irrationalen hinausgeht, trifft sie auf das 
Recht der Gegenwart nicht v,oUig zu. Weber unterscheidet 
namlich innerhalb des rationalen Rechts zwei Entwicklungs­
stufen. Die erste Stufe ist das rational-materiale Recht, in dem 
inhaltlich allgemeine Gebote der Ethik oder Politik die For­
malentscheidung durchbrechen. Die zweite Stufe ist das ratio­
nal-formale Recht, das ausschlie.Blich logisch-systematisch 
vorgeht. Diese sog. Begriffsjurisprudenz, die Weber in ihrer 
Blütezeit gegen Ende des vorigen Jahrhunderts erlebt hatte, 
sah er als das Endziel des rechtlichen Rationalisierungspro­
zesses an. Hier wurden aus abstrakten Begriffen mit Hilfe der 
sog. juristischen Logik und des Dogma von der Lückenlosig­
kei.t der Recht¡;ordnung alle erforderlichen Einzelentschei­
dungen aus dem Rechtssystem des positiven Rechts deduziert. 

Eine derartige "Begriffsmathematik" ist jedoch inzwischen 
der heute herrschenden Interessen- oder Wertungsjurispru­
denz gewichen, die die Lückenhaftigkeit der Rechtssordnung 
anerkennt und im Sinne rational-materialer Prinzipíen auch 
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metajurist1sche Kriterien im Rahmen der rechtlichen Begriffs­
hülsen berücksichtigt. In weiten Teilen der Rechtsordnung 
ist die von Weber befürchtete Umwandlung der liberalistisch­
formalen Rechtsordnung in ein antiformales "soziales Recht" 
erfolgt, das mit zahlreichen auslegungsbedürftigen "unbestimm 
ten Rechtsbegriffen" ,z. B, MenschenWürde), mit General­
klauseln und Verweisungen auf au.Berrechtliche Sozialordnun­
gen (Treu und Glauben, gute Sitten u. a.) arbeitet. Der unaus­
tragbare Gegensatz zwischen formalem und materialem Prin­
zip der Rechtspflege, von dem Weber sprach, wird heute als 
notwendig betrachtet, damit das Recht moglichst rasch den 
Bedürfnissen der sich wandelnden U mwelt Rechnung tragen 
kann. Recht mu.B flexibel bleiben, ohne dabei das Ziel der 
(formalen) Rechtssicherheit, d- h. der Vorhersehbarkeit recht­
licher Entscheidungen für den Rechtsunterworfenen, au'.s dem 
Auge zu verlieren. Eine ausschliefüich formale Rationalitat 
wird also im Interesse materieller Gerechtigkeit nicht mehr 
angestrebt. 

2. Die Tendenz zur Vereinheitlichung des Rechts. 

Die Entwicklung der Technik und vornehmlich die neuen 
durch die Technik hervorgerufenen Sachzwange bewirken 
eine zunehmende Vereinheitlichung (Uniformierung) der Ge­
genwartsgesellschaft. Dies hat auch eine Tendenz zur Verein­
heitlichung des Rechts zur Folge, und zwar eine Vereinheitli­
chung in raumlicher, personlicher und sachlicher Hinsicht. 

a) Die Vereinheitlichung der Rechtsnormen in ihrer raum­
lichen Geltung geschieht sowohl innerhalb der jeweiligen na­
tionalen Rechtsordnung als auch über die Grenzen dieser 
Rechtsordnung hinweg. Innerhalb der Rechtsordnung zeigt 
sich die Vereinheitlichung in der Betonung des staatlichen 
Rechtsmonopols und in der Vereinheitlichung von Rechtsset­
zung und Rechtspflege. 

Die Lehre vom staatlichen Rechtsmonopo¡ führt den Geltungs­
grund allen Rechts auf den Staat zurück und behalt dem 
Staat die Durchsetzung von Rechtsnormen mit Hilfe unmittel-
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baren Zwanges vor. Das Recht der Verbande (Vereinsrecht, 
Kirchenrecht, Tarifrecht, allgemeine Geschaftsbedingungen) 
entsteht zwar genetisch auBerhalb der staatlichen Gesetzge­
bung. Seine Rechtsqualitat wird aber heute im Gegenastz zu 
früher daraus hergeleitet, daB der Staat in gewissen Bereichen 
der Verbanden Rechtsschopfungsautonomie verleiht. 

Auf diese Weise ist es moglich, daB staatliche Gerichte die so 
geschaffenen Rechtsnormen sowie die Urteilssprüche von Ver­
bandsgerichten (Vereinsgerichte, Schiedsgerichte) in begrenz­
tem Umfange überprüfen konnen. Dadurch und mit Hilfe 
von Rechtsordnung in vollig autonome Partikularordnungen 
vermieden werden. 

Die Rückkehr zur Staatform des Foderalismu:s nach dem letz­
ten Weltkrieg hat innerhalb des Gesetz,esrechti; eine Rechts­
zersplitterung bewirkt, soweit die Gesetzgebungskompetenz 
den Landern zusteht. Inzwischen sind jedoch auf einigen Ge­
bieten Verfassungsanderungen erfolgt, die dem Bund groBere 
Gesetzgiebungskompetenz einraumen. Dieser Trend wird in 
Zukunft anhalten (z. B. Hochschulwesen, Besoldungsrecht, 
Umweltschutz). Auch wo den Landern Gesetzgebungskompe­
tenz verbleibt, ver,_suchen sie zum Teil, durch Absprachen 
eine gewisse Einheiltlichkeit zu erreichen (z. B. Modellent­
wurf für die Landespressegesetze). Diese Entwicklung zur 
überwindung der Rechtszersplitterung durch den Foderalis­
mus ist auch in anderen Landern zu beobachten '(vgl. den jetzt 
glücklich beendeten Kampf um den Uniform Commer_cial Code 
in den USA). 

Selbst über die Grenzen der nationalen Rechtsordnungen hi­
naus zwingen die N otwendigkeiten zur Rechtsve:reinheitli­
chung. Einige Lander versuchen, die Umwandlung in eine 
moderne Industriegesellschaft mit Hilfe einer Rezeption zu 
erreichen, d, h. mit einer _teilweisen übernahme fremder Rechts­
ordnungen (z. B. Türkei, Japan, China). Weiter wird durch 
internationale Vertrage versucht, eine Vereinheitlichung oder 
Angleichung der verschiedenen nationalen Rechtsordnungen 
zu bewirken (Menschenrechtskonvention, Welturheberrechts-_ 
abkomm.en, Warschauer Luftverkehrsabkommen, Genfer 
Wechselordnung, vgl. ferner die Plane für ein europfüsches 
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Gesellschaftsrecht, ein einheitliches Kaufrecht usw.). Insbe­
sondere im Rahmen der Europaischen Wirtschaftsgem:ein­
schaft ist ohne eine Rechtsvereinheitlichung oder Rechtsan­
gleichung nicht auszukommen. 

Neben der Vereinheitlichung der Gesetzgebung besteht zuneh­
mend ein Bedürfni~ nach Vereinheitlichung der Rechtspflege. 
Z1war ist weiterhin die Notwendigkeit einer raumlichen Nahe 
der Entscheidungstatigkeit von Behfüden und Gerichten ge­
geben. Die Gefahr der ortlichen Zersplitterung wird jedoch 
weitgehend durch den hierarchischen (pyramidenfürmigen) 
Behord~n- und Gerichtsaufbau abgefangen, und zwar bei 
den Behorden in erster Linie durch Aufstellung von Richtli­
nien für das Verwaltungshandeln und bei den Gerichten durch 
Er6ffnung eines Instanzenzuges. Die zunehmende Gew,ahrung 
von Rechtsmitteln gegen rechtliche Entscheidungen führte 
also nich nur zum zunehmenden Schutz von fehlerhaften Ent­
scheidungen, sondern zugleich zu einer zunehmenden Einheit­
lichkeit der Rechtspflege. Sie gewahrleistet, daE die o-rtliche 
Rechtsverwirklichung einem nationalen Standard entspricht. 

b) Eine T1endenz zur Vereinheitlichung des Rechts besteht 
auch im H~nblick auf den personlichen Geltungsbereich der 
Rechtsnormen. Das wird deutlich an der von Henry Sumner 
Maine aufgezeigten Entwicklungslinie vom Statusrecht zum 
Kontraktsrecht. Das Recht der archaischen und der standis­
chen Gesellschaft war ein Statusrecht, das die Rechtstellung 
des einzelnen nach seiner sozialen Stellung in einem hierar­
chisch geordneten Verbandssystem bestimmte. Geburt als Bür­
ger, Bauer, Edelmann; Zugehorigkeit zu einer Zunft, Kaste, 
Rasse, Religion; Freiheit oder Leibeigenschaft entschieden 
über die Geltung jeweils anderer Rechtsnormen für den ein­
zelnen. Diese jurisprudence of inequalities wurde mit den bür­
gerlichen Revolutionen beseitigt, die das Statusrecht durch 
ein Kontraktsrecht ersetzte- Allen Menschen wurde Rechts­
gleichheit zugesichert (heute:. Art. 3 des Grundgesetzes). 
Das Recht wies nicht mehr dem einzelnen seinen Platz in der 
gottgewollten Ordnung · zu, sondern gab ihm als freiem und 
gleichem Mitglied einer einheitlichen Gesellschaft aller Bür­
ger durch Einr.aumung der Vertragsfreiheit die Moglichkeit, 
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seine Sozialbeziehungen selbstverantwortlich und freí zu ges­
talten. Das staatliche Recht hatte in erster Linie die Funktion, 
den Rahmen abzustecken, in dem die Bürger von ihrer Ver­
tragsfreiheit Gebrauch machen konn:ten (Prinzip der Privat­
autonomie). 

Die formales Rechtsgleichheit der bürgerlichen Gesellschaft 
bewirkte jedoch nicht die angestrebte Gleichheit der Start­
chancel). Die Vertragsfreiheit erwies sich als Freiheit der oko­
nomische Machtigen. Das Recht des Sozialstaates mu.Bte nun­
mehr von neuem differenzieren, um f aktische U ngleichheiten 
in gewissem Urfange auszugleichen. Sinn dieser Differenzie­
rung ist jedoch, einen einheitlichen Mindestlebensstandard 
und den Weg zu einer materieUen Rechtsgleichheit zu sichern; 

e) Eine Tendenz zur Vereinheitlichung besteht schlie.Blich 
auch hinsichtlich des sachlichen Geltungsbereiches des Rechts. 
Eugen Ehrlich sah die Entstehung neuen Rechts als ProzeB 
der Verallgemeinerung und Vereinheitlichung von Tatfragen 
und ihrer Umwandlung in· Rechtsfragen. Diesel ProzeB wird 
besonders bei der Entstehung neuer Vertragstypen deutlich 
µnd bei der Entwicklung von Formularvertragen und Allge­
meinen Geschaftsbedingungen. Neue Vertragstypen wie das 
Leasing-Geschaf t oder dais Factoring oder das Recht der Pau­
schalreise, die als empirische Normaltypen bestimmter rechts­
geschaftlicher . Vorgange ne ben die bisherigen, im Gesetz nor­
mierten Vertragstypen treten, entstehen aus einer Verallge­
meinerung und Vereinheitlichung von im Wege der Vertrags­
freiheit einz:eln ausgehandelten Vertrags:verhaltnissen zu 
einem Durchschnittstypus. Der wirtschaftliche Massenverkehr 
erfordert eine Standardisierung und Rationalisierung der Ges­
chafte des taglichen Lebens. Wie die Maschinenproduktion 
von der Einzelanfertigung zur Gattungsware geführt hat, so 
ist durch die Standardisierung der V,ertr·age "dem System der 
Gattungsware ein System von Gattungsgeschaften hinzugefügt 
worden" (Llewellyn). 

Das geschieht meist mit den Mitteln, mit denen auch die ge­
setzlich normierten Durchschnittstypen bisher bekannter Ver­
trage umgewandelt und den geanderten Verkehrsbedürfnissen 
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und wirtschaftlichen Machtlagen neu angepa.Bt werden, nam"' 
lich durch die Entwicklung von Formularvertragen und All­
gemeinen Geschaftsbedingungen. Formularv,ertrage wie der 
Einheitsmtetvertrag, der Verkauf von Gebrauchtwagen u. a. 
sind heute als Vordrucke beim Schreibwarenhandel oder bei 
Verbanden und Berufsvereinigungen erhaltlich und führen 
zur Vereinheitlichung der betr,effenden Rechtsgeschafte. Das 
zeigt sich noch deutlicher bei den Allgemeinen Geschaftsbedin­
gungen (franz,osisch: contract d'adhésion = Vertragsmuster, 
das dem individuellen R;echtsgeschaft "angehangt" wird). Sie 
verengen praktisch die vom Gesetz eingeraumte Variationsmo­
glichkeit der Vertrage auf eine einzige Gestaltungsmoglichk:eit. 
Die Privatautonomie, die im Prinzip zu einer rechtlichen Viel­
falt der tatsachlichen Gestaltungen führ,en mü.Bte, ist in weiten 
Bereichen dem Diktat allgemeiner Bedingungen gewichen. 

3. Die Tendenz zur Sozialisierung des Rechti,. 

Die in der liberalistisch-formalen Rechtsordnung allen Bürgern 
gleich gewahrte Privatautonomie führt - wird sie im Sinne 
eines Nachtwachterstaates schrankenlo,s gewahrt - zur Vers­
tarkung der faktischen Ungleichheiten mit Hilfe des Rechts. 
Denn in der Rechtswirklichkeit ist die Vertragsfreiheit in der 
Hand des sozial Machtigen etwas wesentlich Anderes als in der 
Hand des sozial Schwachen. Nur der Besitzende hat die Chan­
ce, seine Vertragsbedingungen foei auszuhandeln. Dem Nicht­
Besitzenden werden sie oktroyiert. Die freie Selbstbestimmung 
ist damit faktisch nur innerhalb der jew:eilig gleichen sozialen 
Schicht moglich. Dabei werden die faktischen Unglekhheiten 
durch die Bewu.Btseinslage (Mentalitat) der Fachjuristen, die 
in der Rechtspflege tatig sind, noch weiter verstarkt (Vorwurf 
der Klassenjustiz). 

Zwar gehort es zu den grundlegenden Eigengesetzlichkeiten 
jedes Soziallebens, Herrschaft und Ansehen unterschiedlich zu 
verteilen. Ein gewisses Ma.B an sozialer Ungleichheit mu.B 
also - ganz abgesehen von "angeborenen" Verschiedenhei­
ten - als Voraussetzung einer lebendigen und sch5pferischen 
Gesellschaft hingenommen werden. Jedoch müssen diese fak­
tischen Ungleichheiten mit dem sozialen Gleichheitsideal in ein 
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sinnvolles Gleichgewicht gebracht werden. Die Notwendigkeit, 
zu diesem Zweck in den freien Sozialablauf einzugreifen, führt 
im Recht -wie Gustav Radbruch meisterhaft geschildert hat­
zum übergang vom individualistischen zum sozialen Recht. 
Weite Teile der Rechtsordnung werden Ausdruck einer staatli­
chen Daseinsvorsorge. Das ursprünglich auf das Leitbild des 
besitzenden, selbstandigen und aufgeklarten Bürgers und da­
mit nur auf eine bestimmte gesellschaftliche Schicht zugesch­
nittene Recht der bürgerlichen Gesellschaft wird zunehmend 
dahin umgestaltet, daE es für alle Schichten funktionsfahig 
wird. Es besteht also eine Tendenz zur Sozialisierung des 
Rechts. 

Diese Tendenz zum Ausbau des Sozialstaatsgedankens in der 
Rechtsordnung ist darauf gerichtet, die formale Rechtsgleich­
heit in Richtung auf eine materielle Rechtsgleichheit, auf eine 
Gleichheit der Startbedingungen oder eine Chancengleichheit 
fortzuentwickeln. Recht bekommt nun die Funktion einer So­
zialsicherung durch Festlegung dynamischer Erwartungschan­
cen und Martin Drath bemerkt hierzu: "Die soziale Friedens­
funktion des Rechts besteht nicht mehr nur in der Verhin­
derung oder dem Ersatz von Selbsthilfe, sondern vor allem in 
der Verschaffung der sozialen Chancen und Mittel zur Erfül­
lung mannigfaltiger Bedürfnisse der einen unter :zurückset­
zung, ja Belastung der anderen". Die Rechtsordnung gewahrt 
nicht mehr formal den Armen wie den Reichen das gleiche 
Recht, unter den Brücken zu nachtigen (Anatole France), son­
dern differenziert je nach der sozialen Stellung {z. B. gesetzli­
che Leistungsansprüche im Sozialrecht, soziales Mietrecht, ar­
beitsrechtlicher Kündigungsschutz, Abzahlungsgesetz U· a.). 
Diese Differenzierung des Rechts nach sozialen Rollen (sozial 
Bedürftiger, sozial schwacher Mieter, Arbeitnehmer) unter­
scheidet sich vom Statustecht der standischen Gesellschaft, 
das ebenfalls nach sozialen Rollen differenzierte, durch die 
Leistungsbezogenheit der Rechtspositionen. War es in der stan­
dischen Gesellschaft nur selten moglich, den Status zu andern, 
weil er "angeboren" und nicht frei erwerbbar war (Recht als 
Privileg), herrscht in der Leistungsgesellschaft eine groEere 
soziale Mobilitat, die auf Eigeninitiative beruht. Das soziale 
Recht versucht also, dem einzelnen im Wege der Daseinsvor-
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sorge eine gewisse soziale Sicherheit zu gewahren, indem es 
sozial abgestufte Rechtspositionen einraumt, ohne dadurch die 
Freiheit des Erwerbs günstigerer Rechtspositionen durch in­
dividuelle Leistung zu verstellen. Im Gegenteil: es versucht, 
diese individuelle Leistung durch Forderung der Eigeninitia­
tive, durch eine Art Hilfestellung im Wege der Herstellung 
materieller Rechtsgleichheit hervorzurufen. Es betreibt also 
Sozialplanung, und zwar in erster Linie nicht durch Zwang, 
sondern durch Gewahrung einer gewissen materiellen Freiheit. 

4. Die Tendenz zum Anwachsen des Rechtsstof:(es. 

Wahrend das individualistische Recht des Liberalismus dem 
Bürger die Last aufbürdete, seine Rechtsposition weitgehend 
selbsttatig zu gestalten, stellt ihm das soziale Recht bestimmte 
staatlich vorgeformte und abgesicherte Positionen und Verhal­
tensschemata zu Verfügung. Mit zunehmender Differenzierung 
des Soziallebens müssen immer mehr solcher Rollen vorge­
formt und abgesichert werden. Das führt zu einer "Konjunktur 
des Rechts" 1( 1Fritz Werner). Diese Tendenz zum Anwachsen 
des Rechtsstoffes ist im Grunde nur die Folge des von Adolf 
Wagner gegen Ende des vorigen Jahrhunderts festgestellten 
Gesetzes der wachsenden Staatstatigkeit; denn im Rechtsstaat 
konnen Eingriffe des Staates in die Gesellschaft nur aufgrund 
von Rechtsnormen erfolgen. War zur Zeit des laissez-faire der 
Staat in die Rolle des Nachtwachters (Lassalle) gedrangt, der 
sich im wesentlichen auf das Militarwesen, das Steuerwesen 
und die Polizeiverwaltung beschrankte, so werden im Sozial­
staat die Staatsaufgaben auf alle Gebiete der Daseinsvorsorge 
ausgeweitet. 

Das Bestreben, einen Mindeststandard de,s Lebens, der Arbeits­
bedingú.ngen, der Sozialversicherung, des W ohnens, kurz:: der 
sozialen Sicherheit zu garantieren, führt zur Ausbildung vollig 
neuer Rechtsgebiete, angefangen vom modernen Arbeitsrecht, 
dem Sozialrecht, dem Recht des offentlichen Unterrichtswe­
sens, der offentlichen Gesundheitsfürsorge, über das weite Ge­
biet des Wirtschaftsrechts (Kartellrecht, Recht der Wirtschafts­
auf sicht, Recht der staatlichen Subventionen, Berufsrecht, 
Unternehmensverfassungsrecht, etc.) bis zum Umweltschutz 
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und vielen anderen Materien. Der im Sozialstaat überall hor­
bare Schereibnach dem Gesetzgeber ist zugleich ein Schrei 
nach mehr Recht. Dinge, die früher dem freien ªSpiel der 
Krafte und damit au.Berrechtlichen Regelungen überlassen 
wurden, werden zunehmend "juridifiziert". Diese Rechtsexplo­
sion aufhalten zu wollen, hie.Be den Sozialstaat rückgangig ma­
chen oder die soziale Differenzierung der industriellen Mas­
sengesellschaft verkennen. Die These vom Absterben des 
Rechts oder die Forderung nach Volksnahe und Einfachheit 
des Rechts zu vertreten, mit der der Gegenwart meist die "Be­
rufung zur Gesetzgebung" bestritten wird, ist das Vorrecht von 
Sozialromantikern. 

5. Die Tendenz zur Spezialisierung und Bürokratisierung des 
Rech íswesernt 

Mit dem Anwachsen des Rechtsstoffes mu.Bten auch die recht­
lichen Institutionen (das Rechtswesen) rationalisiert, d. h. mo­
glichst effektiv gestaltet werden. Zunachst wurden die unter­
schiedlichen Staatstatigkeiten scharfer voneinander getrennt 
und institutionell weitgehend verselbstandigt. Wir unterschei­
den heute vier Staat,sgewalten, namlich die Legislative (Gesetz­
gebung), die Judikative (Rechtsprechung), die Gubernatíve 
(Regierung) und die Exekutive (Verwaltung). Diese vier sind 
auch in den westlichen Demokratien nicht vollig streng vonein­
ander getrennt; sie sollen sich aber - und das ist der Sinn 
der Lehre von der Gewaltenteilung - im Interesse der Frei­
heit der Staatsbürger gegenseitig hemmen und kontrollieren: 
Mit dieser Differenzierung des Rechtswesens ging seine Pro­
fessionalisierung einher. Rechtsanwendung und Rechtsdurch­
setzung wurde Sache des Fachmannes, der dies nicht ri'ebenbe-' 
ruflich, sondern hauptberuflich betreibt und damit sernen 
Lebensunterhalt verdient. Er qualifiziert sich für die Aus­
übung seines Berufes durch fachliches Konnen und nicht -
wie das früher oft üblich war - durch au.Berfachliche Qualita­
ten wie magische Fahigkeiten, hohes Alter oder besonderes 
Ansehen in der Gemeinschaft. Je nach den verschiedenen Ar­
beitsbereichen bi1den sich spezialisierte juristísche Berufs­
zweige heraus, die unterschiedliche Arheitstechniken entwic-­
keln. 



58/ A. C. F. S; M. REHBINDER 

Auch innerhalb der einzelnen Berufssparten kommt es zu Spe­
zialisierungen, da die Fülle des Rechtsstoffes anders heute 
nicht mehr bewaltigt werden kann. Das schlagt sich auch in 
den rechtlichen Institutionen, insbesondere in den Gerichten 
und Verwaltungen nieder. So haben wir in der Bundesrepublik 
Deutschland heute z. B. sieben verschiedene Gerichtsbarkeiten, 
in denen wiederum Spezialisierungen stattfinden. In der or­
dentlichen Gerichtsbarkeit unterscheiden wir nicht nur die 
Strafgerichtsbarkeit, die :Zivilgerichtsbarkeit und die freiwillige 
Gerichtsbarkeit, sondern unterscheiden hier jeweils noch ver­
schiedene Abteilun~n (Vormundschaftsabteilung, Grundbuch­
abteilung, Nachla,Babteilung), Spezialkammern (Kammer 
für Handelssachen, Kammer für Baulandsachen) oder Spezial­
senate (Kartellsenat, Urheberrechtssenat). 

Mit dieser Spezialisierung des Rechtswesens ging seine Büro­
kratisierung einher. Ein derartig differenziertes System kann 
nur arbeitsfühig bleiben, wenn es ausreichend organisiert und 
kontrolliert ist. Insbesondere müssen im Interesse der über­
prüfbarkeit alle entscheindungserheblichen Vorgange akten­
mafüg festgelegt und weitgehend formalisiert werden. Diese 
überprüfbarkeit ist nicht nur im Hinblick auf die Richtigkeit 
der Entscheidung, sondern - wie schon erwahnt - auch im 
Hinblick auf die Einheitlichkeit der staatlichen Rechtsanwen­
dung erforderlich. Die zunehmende überprüfbarkeit aller recht­
licher Entscheidungen ist nicht mit Unrecht dahin ironisíert 
worden, wir lebten nicht in einem Rechtsstaat, sondern in 
einem Rechtsmittelstaat. 

6. Die Tendenz zur Verwissenschaftlichung des Rechts. 

Die moderne Gesellschaft ist eine sakularisierte Gesellschaft, 
die sich weitgehend mit dem Gruppenpluralismus abfindet und 
ihn als gesellschaftliches Ordnungsprinzip anerkennt. Damit 
wird die staatliche Rechtsordnung zunehmend durch das Tole­
ranzprinzip geprágt. Das Recht entla.Bt sogar einige Bereiche 
menschlichen Verhaltens vollig aus seinem Regelungssystem, 
so daB diese ganz den auBerrechtlichen Sozialordnungen der 
gesellschaftlichen Gruppierungen wie Moral, Sitte, Konven-
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tion, Mode usw. überlassen bleiben. Recht will nur noch ein 
"ethisches Mínimum" (Georg Jellinek) sichern, vgl. die Ande­
rung von Normen des Sexual,strafrechts, des Ehescheidungs­
rechts u. a. Die Legitimitat (Verbindlichkeit) einer rechtlí­
chen Regelung kann nicht liinger mit gottlicher Offenbarung, 
mit Tradition oder mit dem Willen eines Führers begründet 
werden, sondern nur noch mit gesamtgesellschaftlichen Erfor­
dernissen. Der Streit der Gruppen über die soziale Zweckma­
Bigkeit wird in den westlichen Demokratien durch die verfas­
sungsmaBig zustande gekommene Mehrheit in der Legislative 
entschieden (Legitimitat durch Legalitat). 

Jedoch la.Bt die Entscheidung durch die Mehrheit die Frage 
nach dem Sinn der Rechtsnorm weiter bestehen. Denn um fak­
tische und nicht nur rechtliche Geltung zu erlangen, kann 
die Norm im allgemeinen nicht darauf verzichten, den Norm­
adressaten plausible zu erscheinen. Das ist sie in einer saku­
laren, wissenschaftsbezogenen Gesellschaft nur dann, wenn sie 
durch die Erfahrungswissenschaften, insbesondere durch die 
Sozialwissenschaften abgesichert erscheint. Das Rechtswesen 
bedarf daher zunehmend wissenschaffücher Informationen. 
Ob Gesetzgebung, Rechtsprechung, Regierung oder Verwal­
tung: überall beobachten wir heute die Tendenz, sich über 
soziale Sachverhalte wissenschaftlich zu informieren. Das führt 
insbesondere angesichts der begrenzten Leistungsfahigkeit 
einzelner Wissenschaftszweige, zum Streit über die legitime 
Funktion und die sachliche Richtigkeit von Sachverstandigen­
gutachten im Recht, sei es bei der Entscheidung des Einzel­
falles (Gerichtsgutachten), sei es bei der heute immer mehr in 
den Vordergrund rückenden Planung in Gesetzgebung, Re­
gierung und Verwaltung. Unbestritten ist dagegen die Nütz­
lichkeit der langsam einsetzenden übernahme moderner Me­
thoden der Datenverarbeitung in das Rechtswesen, jedenfalls 
soweit es um die blo.Be Speicherung von Daten oder um die 
Programmierung von Verwaltungshandelns geht (z. B. kom­
putergerechte Gesetzgebung, Dokumentation des Rechtsstof­
fes, maschinelle Steuerbescheide). Die elektronische Datenver­
arbeitung dürfte in naher Zukunft das Recht,swesen in man­
chen Punkten entscheidend verandern. 
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Ergeonfa. 

M. REHBINDER 

Bei der gegenwartig viel beredeten "Krise des Rechts" handelt 
es sich also nicht um ein Absterben des Rechts und seine Er­
setzung durch andere Ordnungsmechanismen, sondern um 
einen AnpassungsprozeE, mit dem das Recht versucht, Ver,an­
derungen der sozialen Umwelt gerecht zu werden. Dieser An­
passungsprozeE schlagt sich im wesentlichen in den von mir 
behandelten sechs Entwicklungstendenzen nieder: 

l. Die Frage nach der Legitimierung des. Rechts führt zur 
Abkehr vom Irrationalen und zur zunehmenden Rationa­
litat des Rechts. 

2. Die Vereinheitlichung der Gegenwartsgesellschaft führt 
zur Vereinheitlichung des Rechts. 

3. Die Demokratisierung der Gesellschaft führt zur Abkehr 
vom liberalistischen Recht und zu seiner "Sozialisierung". 

4. Die Sozialisierung des Rechts und die soziale Differenzie­
rung führen zum Anwachsen des Rechtsstoffes, zur Rechts­
explosion. 

5. Das Anwachsen des Rechtsstoffes führt zur Spezialisie­
rung und Bürokratisierung des Rechtswesens. 

6. Das Rechtswesen einer pluralistischen und aufgeklarten 
Gesellschaft führt · zur Verwissenschaftlichung des Rechts, 
seiner Instrumentalisierung zum planmafüg eingesetzten 
Mittel ges,ellschaftlicher Steuerung. 




